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Zürich wohnhafte christkathoîische Frauen. Die technische Vorarbeit für
das politische Frauenstimmrecht ist damit getan.

Das neue Stimmregister für die in kirchlichen Angelegenheiten
stimmberechtigten Frauen ist angelegt nach dem Grundsatz über das
politische Domizil, stimmberechtigt sind am 12. April 1964 in der Stadt
Zürich die daselbst niedergelassenen Frauen. Bei ledigen und geschie-
denen Frauen ist der Ort der Niederlassung kein Problem, ebensowenig
bei verheirateten Frauen, die mit dem Ehemann in ehelicher Gemein-
schaft wohnen. Gerichtlich getrennte Ehefrauen sind zu einem eigenen
Wohnsitz berechtigt; damit sie daselbst die staatsbürgerlichen Rechte
ausüben können, müssen sie zwar nicht den Heimatschein, aber einen
Heimatausweis deponieren. Ungelöste Probleme scheinen nach dem er-
wähnten Bericht von Dr. Ernst Rüegg noch vorzuliegen im Hinblick auf
gerichtlich nicht getrennte Ehefrauen, die tatsächlich nicht in ehelicher
Gemeinschaft mit ihrem Ehemann wohnen. Rechtlich gilt gleichwohl der
Wohnsitz des Ehemanns auch als Wohnsitz der Ehefrau. Der Bericht
stellt aber fest, dass diese Frauen am ehelichen Wohnsitz oft nicht mehr
gemeldet sind. Andrerseits sind diese Frauen — weil nicht gerichtlich
getrennt — gar nicht in der Lage, einen rechtlichen relevanten selb-
ständigen Wohnsitz zu begründen. Angenommen der Ehemann lebe in
Bäretswil, die gerichtlich nicht getrennte Ehefrau sei dort nicht mehr
gemeldet und lebe seit Jahren selbständig in Zürich. Durch das Stimm-
register welcher Gemeinde wird sie erfasst? Der Bericht bleibt leider
eine klare Antwort auf diese Frage schuldig. Dr. G. //.
Ein beflaggtes Stadthaus beim ersten Urnengang der
Zürcher Frauen

Die 100 000 Zürcher Frauen, die am 12. April 1964 erstmals von
ihrem Stimm- und Wahlrecht in kirchlichen Angelegenheiten Gebrauch
machen durften, haben die Freunde des Erwachsenenstimmrechts nicht
enttäuscht. Sie kamen nicht nur, um einen Pfarrer zu bestätigen und einen
Kredit zu bewilligen; sie haben auf sympathische Weise demonstriert,
dass sie ihre neuerworbenen Rechte und Pflichten ernst zu nehmen ge-willt sind. Sollte das Frauenstimmrecht nach den Nationalrats- und Stän-
deratswahlen im letzten Herbst im Welschland eine Schlacht verloren
haben, wie die Gegner in einem Artikel über die Schweizerische Politi-
sehe Korrespondenz verbreiten Hessen, so hat das Frauenstimmrecht in
Zürich eine „Schlacht" gewonnen, eine sehr friedliche und sympathische.
Der Regierungsrat wird sich durch dieses Resultat ermutigt fühlen, die
längst fällige abstimmungsreife Vorlage zur Einführung des integralen
Frauenstimmrechts vorzubereiten.

Der Stadtpräsident hat das Statistische Amt der Stadt Zürich beauf-
tragt, die Abstimmung und Pfarrer-Bestätigungswahlen auszuwerten. Die
Stimmbeteiligung betrug bei den reformierten Frauen 54 <Vö, bei den
Männern 50 o/o, bei den christkatholischen Frauen 55 o/o, Männern 46 o/q.
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